
  

 

 

Interpellation Nr. 138 (Januar 2026) 
betreffend die Rekrutierung von Journalist:innen für die Kommunikation der Regierung und 
Verwaltung 

25.5590.01 
 

Mit der Medienmitteilung der Staatskanzlei vom 18. Dezember 2025 wurde bekannt gegeben, dass eine weitere 
langjährige Journalistin des bedeutenden regionalen Medienhauses Bajour in den Stab der Regierung wechselt. 
Sie wird stellvertretende Regierungssprecherin des Kantons. Bereits Anfang 2025 wechselte die damalige 
stellvertretende Leiterin des SRF-Regionaljournals in das Generalsekretariat des Erziehungsdepartements. Der 
Abgang beider Journalistinnen ist ein grosser Verlust für den Journalismus der Region Basel und damit für die 
unabhängige Reflexion unserer Gesellschaft, Politik und Kultur – und letztlich unserer Demokratie. 

Diese beiden Beispiele stehen exemplarisch für eine Entwicklung, bei der qualifizierte Journalist:innen vermehrt in 
die Kommunikations- und Politikstäbe der Exekutive wechseln. Dies geschieht in einer Phase, in der regionale 
und nationale Medienhäuser und damit der Journalismus unter erheblichem wirtschaftlichem Druck steht, 
ausgelöst durch Sparprogramme, strukturelle Umbrüche in der Medienbranche sowie die bevorstehenden 
medienpolitischen Auseinandersetzungen (u.a. Halbierungsinitiative). 

Der Kanton betont regelmässig die Bedeutung freier und kritischer Medien für die Demokratie, rekrutiert jedoch 
gleichzeitig erfahrene Journalist:innen für die eigene Kommunikation, die dann im Journalismus fehlen. Vor 
diesem Hintergrund bittet der Unterzeichnende den Regierungsrat um die Beantwortung folgender Fragen: 

1. Wie beurteilt der Regierungsrat die Tatsache, dass innerhalb eines Jahres mindestens zwei profilierte 
Journalistinnen aus regional relevanten Medien in den Stab der Regierung gewechselt sind? Sieht er 
einen Zusammenhang mit der Medienkrise? 

2. Sieht der Regierungsrat einen Zielkonflikt zwischen dem Ausbau der staatlichen Kommunikation durch 
Journalist:innen und dem öffentlichen Interesse an einer starken, unabhängigen und vielfältigen 
Medienlandschaft, die Regierung und Verwaltung kritisch begleitet? 

3. Weshalb erscheint es dem Regierungsrat zielführender oder praktikabler, Journalist:innen für die eigene 
Kommunikation und Verwaltung zu rekrutieren, anstatt Rahmenbedingungen zu fördern, die es den 
Journalist:innen ermöglichen würden, weiterhin als solche tätig zu sein? 

4. Teilt der Regierungsrat die Einschätzung, dass diese Entwicklung – insbesondere vor dem Hintergrund 
der Medienkrise – die personellen Ressourcen und die kritische Berichterstattung der regionalen Medien 
schwächen kann? Wie gedenkt er, dies zu kompensieren? 
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